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Kurz informiert

	▶ Datenschutz
Verein darf Mitglieder nicht über Gesundheitszustand eines 
Mitarbeiters informieren

|  Das Arbeitsgericht (ArbG) Duisburg hat die Präsidentin eines Verbands zu 
einer Schadenersatzzahlung von 10.000 Euro verurteilt, weil sie die Mitglie-
der in einem Rundschreiben darüber informiert hatte, dass sich der techni-
sche Leiter des Verbands „im Krankenstand befindet“. Dieser verklagte die 
Präsidentin auf Schadenersatz. Das Gericht gab ihm Recht.  |

Diese Entschädigung ergab sich nach Auffassung des ArbG aus Art. 82 Abs. 1 
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), der Schadenersatzansprüche 
regelt. Es lag ein Verstoß gegen Art. 5 Abs. 1 Buchst. a DSGVO vor. Danach 
müssen personenbezogene Daten auf rechtmäßige Weise, nach Treu und 
Glauben und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise ver-
arbeitet werden. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten des Mitar-
beiters über seinen aktuellen Gesundheitszustand und ihre Offenlegung ge-
genüber Dritten war rechtswidrig. Zudem lag ein Verstoß gegen Art. 9 Abs. 1 
DSGVO vor. Nach dieser Vorschrift ist die Verarbeitung von Gesundheitsdaten 
mit wenigen Ausnahmen untersagt (ArbG Duisburg, Beschluss vom 21.03.2024, 
Az. 3 Ca 77/24, Abruf-Nr. 251320).

Wichtig  |  Das Urteil lehrt, dass auch bei der vereinsinternen Kommunikati-
on die Vorgaben der DSGVO genau beachtet werden müssen und Schadener-
satzforderungen in empfindlicher Höhe drohen können.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Beitrag „Aus den Jahresberichten der Datenschutzbeauftragten: Wo Verstöße im Verein 
festgestellt und geahndet wurden“, VB 8/2025, Seite 10 → Abruf-Nr. 50490252

Präsidentin zahlt 
wegen Datenschutz-
verletzung

INFORMATION

Beitrag mobil  
weiterlesen

	▶ Unfallversicherung
Ehrenamtliche Tätigkeit für Tierheim kann als  
„Wie-Beschäftigung“ gesetzlich versichert sein

|  Ehrenamtliche Tätigkeiten in einem Tierheim können als sog. Wie-Be-
schäftigung gesetzlich unfallversichert sein. Das entschied das Sozialgericht 
(SG) Oldenburg im Fall einer „Gassi-Gängerin“, die bei einem Tierschutzver-
ein ehrenamtlich tätig war. Sie war beim Ausführen eines Hundes auf einem 
Trampelpfad ausgerutscht und hatte sich dabei eine Sprunggelenksfraktur 
zugezogen. Das SG erkannte auf einen Arbeitsunfall.  |

Nach Auffassung des SG lagen die Voraussetzungen für eine sog. Wie-Be-
schäftigung nach § 2 Abs. 2 SGB VII vor. Nach dieser Norm sind u. a. Personen 
versichert, die wie Beschäftigte tätig werden. Diese Versicherteneigenschaft 
setzt nach geltender Rechtsprechung eine ernstliche – einem fremden Un-
ternehmen dienliche – Tätigkeit von wirtschaftlichem Wert voraus, die dem 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Unternehmers entspricht und die 
ihrem Erscheinungsbild nach auch von Personen verrichtet werden kann, die 
in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. Das war nach Auffassung des SG 

SG Oldenburg hält 
„Gassi-Gehen“ für 
gesetzlich  
unfallversichert

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/251320
https://www.iww.de/vb/vereinsmanagement/datenschutz-das-datenschutz-update-fuer-vereine-b168553
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hier der Fall. Es überwogen die Merkmale einer abhängigen Beschäftigung, 
weil sich die Tätigkeit in den vorgegebenen Rahmenbedingungen des Tier-
heims bewegte. Die auszuführenden Hunde standen nicht zur freien Verfü-
gung und konnten nicht jederzeit abgeholt werden. Es waren feste Zeiten ver-
einbart – auch wenn es ein gewisses Wahlrecht gab – und es erfolgten Abwe-
senheitsmeldungen, sollte ein Gassi-Gänger zu den üblichen Zeiten nicht zur 
Verfügung stehen (SG Oldenburg, Urteil vom 07.05.2025, Az. S 73 U 162/21, 
Abruf-Nr. 250565).

Das Ausführen der Hunde entsprach dem Willen des Unternehmens (Tier-
heim) und stellte seiner Art nach eine Tätigkeit dar, die sonst von Personen 
verrichtet werden könnte, die in einem dem allgemeinen Arbeitsmarkt  
zuzurechnenden Beschäftigungsverhältnis stehen. Dass die Tätigkeit im  
vorliegenden Fall ausschließlich von ehrenamtlich Tätigen ausgeführt wird, 
widersprach dem nicht. Es genügt, wenn in vergleichbaren Unternehmen 
solche Tätigkeiten üblicherweise auch von Beschäftigten ausgeübt werden. 

	▶ Vereinsrecht
Fortführung eines Vereins erfordert Fortsetzungsbeschluss

|  Wird ein Verein (hier aus der DDR-Zeit) fortgeführt, muss dafür ein Be-
schluss der Mitgliederversammlung vorliegen. Das entschied das OLG 
Brandenburg im Streit eines Kleingartenvereins um die Wirksamkeit eines 
Pachtvertrags über seine Grundstücke.  |

Im konkreten Fall war unklar, ob der frühere Pächter aus DDR-Zeiten mit 
dem aktuellen Verein rechtsidentisch war. Das verneinte das OLG. Nur wenn 
die Mitgliederversammlung die Fortsetzung des früheren Vereins beschlos-
sen hatte und lediglich den Namen, die Satzung und/oder den Vorstand än-
derte, also Identität und Kontinuität gewahrt werden sollten, kann von einer 
bloßen „Umwandlung” (besser einer Umbenennung) des Vereins unter Fort-
bestand seiner Rechtspersönlichkeit ausgegangen werden. Für die Abgren-
zung zwischen der „Umwandlung” eines bestehenden Vereins und einer 
Neugründung ist der objektiv zu Tage getretene Wille der Mitglieder des Alt-
vereins entscheidend, d. h. der Wille der Mitglieder den Verein fortzuführen. 
Dafür fehlte aber der Nachweis. Der Registerauszug, den der Verein dazu 
vorlegte, hatte nach Auffassung des Gerichts keine Beweiskraft. Der Ver-
kehrsschutz im Vereinsrecht ist nämlich auf die sog. negative Publizitätswir-
kung der Registereintragung beschränkt. Ein Vertrauensschutz besteht nur, 
wenn den Vertragspartnern keine vom Eintrag abweichenden Gegebenheiten 
bekannt sind. Auf die Richtigkeit des Vereinsregisterinhalts kann sich  
der Rechtsverkehr grundsätzlich nicht verlassen. Die Vorlage des Vereinsre-
gisterauszugs war also kein ausreichender Nachweis für das Fortbestehen 
des Vereins (OLG Brandenburg, Urteil vom 04.11.2025, Az. 3 U 89/24, Abruf-Nr. 
251319).

OLG befasst sich  
mit Unterschied  
zwischen Umwandlung 
und Neugründung

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/250565
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/251319
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Die Steuerbefreiung von Bildungsveranstaltun-
gen in § 4 UStG: BMF spezifiziert Anforderungen

|  Erstmals hat sich das Bundesfinanzministerium (BMF) detailliert zu den 
inhaltlichen Anforderungen an die Steuerbefreiung für Bildungsveranstal-
tungen nach § 4 Nr. 22 Buchst. a UStG geäußert. Erfahren Sie, welche Auf-
fassung das BMF vertritt.  |

§ 4 Nr. 22a UStG: Wichtig für die Erwachsenenbildung
Die Regelung des § 4 Nr. 22a UStG spielt für gemeinnützige Einrichtungen 
eine wichtige Rolle, weil sie anders als die Befreiungsvorschrift des § 4 Nr. 21 
UStG an keine behördliche Anerkennung gebunden ist. Bildungsleistungen, 
die im Umfeld von staatlichen (Ersatz-)Schulen erbracht werden, sind vielfach 
nach § 4 Nr. 21c UStG befreit. § 4 Nr. 22a UStG spielt deswegen v. a. bei Leistun-
gen der Erwachsenenbildung eine wichtige Rolle.

Die gesetzliche Regelung
Um die BMF-Einlassungen richtig einordnen zu können, lohnt zunächst ein 
Blick in den Wortlaut von § 4 Nr. 22a UStG.

	◼ Wortlaut von § 4 Nr. 22a UStG 

§ 4 Nr. 22a UStG befreit von der Umsatzsteuer 
„die Vorträge, Kurse und anderen Veranstaltungen wissenschaftlicher oder  
belehrender Art, die von juristischen Personen des öffentlichen Rechts, von  
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, von Volkshochschulen oder von Ein-
richtungen, die gemeinnützigen Zwecken oder dem Zweck eines Berufsverban-
des dienen, durchgeführt werden, wenn die Einnahmen überwiegend zur  
Deckung der Kosten verwendet werden“.

Es gibt also Anforderungen
	� an die Form der Durchführung – das bloße Zurverfügungstellen von Lern-
medien ist nicht begünstigt;

	� bezüglich der Gemeinnützigkeit des Anbieters und
	� an die Kostendeckung aus den Einnahmen.

Nicht näher spezifiziert der Wortlaut der Vorschrift dagegen die inhaltlichen 
Anforderungen an die Bildungsveranstaltungen. Da beispielhaft die Angebote 
von Volkshochschulen genannt werden, die ein breites Spektrum von beruf-
lichen und freizeitorientierten Kursen durchführen, liegt es nahe, die inhalt-
lichen Anforderungen an die Lehrveranstaltungen niedrig anzusetzen. Das 
sieht aber die Rechtsprechung mit Verweis auf das Gemeinschaftsrecht an-
ders. Im Wesentlichen folgt das BMF diesen Vorgaben (BMF, Informations-
blatt vom 24.10.2025, Az. III C 3 – S 7180/00032/001/065, Abruf-Nr. 251121).

Steuerbefreiung 
muss nicht behörd-
lich beantragt 
werden

Steuerbefreiung 
setzt die Erfüllung ...

... dreier Anfor- 
derungen voraus 

BMF orientiert sich 
bei inhaltlichen 
Vorgaben am 
Gemeinschaftsrecht

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/251121
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Nationales Recht und Gemeinschaftsrecht
Die Regelung des § 4 Nr. 22 a UStG weicht im Wortlaut deutlich von Art. 132 
Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL ab. Dennoch muss sie richtlinienkonform ausge-
legt werden (BFH, Urteil vom 07.10.2010, Az. V R 12/10, Abruf-Nr. 110345).

Befreit sind nach dieser Regelung in Art. 132 Abs. 1 Buchst. i MwStSystRL vier 
Gruppen von Bildungsleistungen:

	� Erziehung von Kindern und Jugendlichen
	� Schul- und Hochschulunterricht
	� Aus- und Fortbildung sowie berufliche Umschulung
	� Eng damit verbundene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen

Die Rechtsprechung legt den Begriff „Schul- und Hochschulunterricht“ eng 
aus. Darunter ist ein integriertes System der Vermittlung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten zu verstehen, das sich auf ein breites und vielfältiges Spekt-
rum von Stoffen sowie auf die Vertiefung und Entwicklung dieser Kenntnisse 
und Fähigkeiten bezieht. Diese Ausbildung muss je nach Fortschritt und Spe-
zialisierung der Lernenden ein Stufensystem (z. B. in Form von Jahrgangs-
stufen oder Semestern) bilden (EuGH, Urteil vom 21.10.2021, Az. C-373/19, 
Abruf-Nr. 225477). Nicht begünstigt sind insbesondere freizeitbezogene Bil-
dungsveranstaltungen.

§ 4 Nr. 22a UStG befreit nur „Vorträge, Kurse und andere Veranstaltungen“ 
von der Umsatzsteuer. Nicht befreit ist deshalb z. B. die bloße Lieferung von 
Lehrmaterialien. Aus dem gleichen Grund ist auch die Verpflegung und  
Beherbergung von Teilnehmern nicht steuerbefreit. Bei der Verpflegung von 
Seminarteilnehmern handelt es sich nicht um eine für die Aus- oder Fortbil-
dung unerlässliche Leistung, sondern um eine hierfür nur nützliche Maßnahme, 
die vorrangig dazu dient, den Komfort und das Wohlbefinden bei der Inan-
spruchnahme der Bildungsmaßnahme zu steigern (BFH, Urteil vom 
07.10.2010, Az. V R 12/10, Abruf-Nr. 110345).

Vielfach verkannt wird, dass freizeitbezogene Bildungsangebote für Erwach-
sene nach § 4 Nr. 22 a UStG nicht begünstigt sind. Während solche Angebote 
im Rahmen der Erziehung von Kindern und Jugendlichen steuerbefreit sein 
können, sind im Rahmen der Erwachsenenbildung nur berufsorientierte 
Kurse begünstigt. Anders als bei Schul- und Hochschulunterricht gilt das 
aber auch für punktuell erteilten Unterricht. Ein „integriertes System der 
Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten“ ist hier also nicht erforderlich.

Anderes gilt bei der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Hier können auch 
kleinere Kurseinheiten und ein punktuell vermittelter Unterricht steuerbe-
freit sein (BFH, Urteil vom 30.06.2022, Az. V R 32/21, Abruf-Nr. 232102).

Die Auffassung der Finanzverwaltung
Das BMF folgt dieser Auslegung der Vorschrift des § 4 Nr. 22a UStG und un-
terscheidet entsprechend zwischen Erziehung von Kindern und Jugendli-
chen, Schul- oder Hochschulunterricht sowie Ausbildung, Fortbildung oder 
berufliche Umschulung (BMF, Informationsblatt vom 24.10.2025, Abruf-Nr. 

Das steht in Art. 132 
Abs. 1 Buchst. i 
MwStSystRL

Freizeitbezogene 
Bildungsangebote 
für Erwachsene ...  

... unterfallen nicht 
§ 4 Nr. 22a UStG

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/66094
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/225477
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/66094
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/232102
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251121). Auch Unterricht im Bereich der Erwachsenenbildung kann dabei 
Schul- und Hochschulunterricht sein.

Auf den Bereich der Erziehung von Kindern und Jugendlichen sind die Aus-
führungen des BMF dagegen ausdrücklich nicht anzuwenden.

PRAXISTIPP  |  Hier gilt zudem die einschlägige Befreiungsregelung des § 4  
Nr. 23a UStG, die die Erziehung von Kindern und Jugendlichen befreit, allerdings 
weitere Anforderungen an die Träger stellt.

BMF proklamiert drei Voraussetzungen für Steuerbefreiung
Das BMF nennt für die Steuerbefreiung Voraussetzungen, die die Inhalte der 
Veranstaltung, ihre Zielsetzung und die Eignung der Lehrkräfte betreffen. 
Dabei müssen die Kriterien aus allen drei Bereichen erfüllt sein; allerdings 
nicht immer in gleicher Weise.

1. Inhalt der Veranstaltung 
Für den Inhalt der Veranstaltung verlangt das BMF, dass

	� das Thema bildungsrelevant ist. Das gilt z. B. für Inhalte wie Sprachver-
mittlung, Politik, Gesellschaft, Gesundheit und Kultur.

	� die Inhalte auch in schulischen, akademischen oder beruflichen Kontexten 
vermittelt werden könnten.

	� der Veranstaltung ein pädagogisch-didaktisches Konzept zugrunde liegt.

Ein solches pädagogisch-didaktisches Konzept umfasst
	� die Planung der Lerninhalte, d. h. eine strukturierte Veranstaltungspla-
nung mit definierten Inhalten.

	� die Bestimmung der Lernziele. Die Veranstaltung muss erkennbare und 
klar definierte Lernziele verfolgen insbesondere mit Bezug auf die Vorga-
ben der Bildungsgesetze des Bundes und der Länder.

	� die Berücksichtigung der Zielgruppe, z. B. eine Binnendifferenzierung bei 
heterogenem Vorwissen der Teilnehmenden.

	� die Festlegung von rechtlichen, räumlichen, zeitlichen Rahmenbedingun-
gen; d. h. eine entsprechende organisatorische Struktur der Kurse mit ver-
traglichen Vereinbarungen.

	� die Auswahl geeigneter Methoden und Medien, z. B. die Wahl einer den 
Lernzielen dienlichen Sozial- und Veranstaltungsform.

2. Zielsetzung der Veranstaltung
Bei der Zielsetzung der Veranstaltung muss der Schwerpunkt auf einer Wis-
sens- und Kompetenzvermittlung liegen. Es muss also ein Lernprozess an-
gestrebt werden, und nicht nur das bloße Ausüben einer Tätigkeit wie etwa 
bei einer Kochveranstaltung.

Die entsprechenden Kurse dürfen nicht lediglich den organisatorischen Rah-
men zum Ausüben einer Freizeitaktivität bieten. Das gilt z. B. für animierte 
Tanzabende oder eine bloße Produktherstellung (z. B. das Töpfern einer Vase).

Für die Kinder- 
erziehung ...

... bleibt § 4 Nr. 23a 
UStG maßgeblich

Thema muss 
bildungsrelevant 
sein und in ein ...

... pädagogisch-
didaktisches Konzept 
gegossen sein

Schwerpunkt muss 
auf Wissens-  
und Kompetenz- 
vermittlung liegen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/251121
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Bei der Veranstaltung darf nicht lediglich die Möglichkeit im Vordergrund ste-
hen, gemeinsam mit anderen Sport zu treiben.

PRAXISTIPP  |  Sporttraining, Sportkurse und Sportlehrgänge können als sport-
liche Veranstaltungen – wie auch kulturelle Veranstaltungen (z. B. gemeinsames 
Singen und Musizieren) – unter den Voraussetzungen des § 4 Nr. 22 Buchst. b 
UStG steuerfrei sein.

3. Objektive Eignung der Lehrkraft
Die Bildungsrelevanz und pädagogisch-didaktische Qualität der begünstigten 
Veranstaltungen muss sich in einer entsprechenden fachlichen und pädago-
gischen Eignung der Lehrkraft abbilden. Das kann durch ein Studium, eine 
Ausbildung oder einen Berufsabschluss nachgewiesen werden. Es kann aber 
auch eine nachweisbare langjährige Erfahrung, persönliches Engagement 
oder spezifische Lebenserfahrungen ausreichen. Ein formeller Abschluss ist 
also nicht erforderlich.

Wichtig  |  Veranstaltungen, die nach Bildungsfreistellungsgesetzen oder 
ähnlichen Gesetzen der Länder anerkannt bzw. nach dem Fernunterrichts-
schutzgesetz zugelassen sind, sind Veranstaltungen wissenschaftlicher oder 
belehrender Art nach § 4 Nr. 22 Buchst. a UStG.

Die Bedeutung der Gemeinnützigkeit
Da § 4 Nr. 22a UStG die gleiche unionsrechtliche Grundlage hat wie § 4 Nr. 21 
UStG gelten auch die gleichen inhaltlichen Anforderungen. Das zeigt sich ins-
besondere darin, dass rein freizeitbezogene Kurse nicht steuerbefreit sind. 
Bei vielen der in der Rechtsprechung verhandelten Fälle handelt es sich aber 
um Sportkurse (Surf- und Segelunterricht, Schwimmunterricht, Kampfsport-
kurse für Kinder). Die sind aber bei gemeinnützigen Vereinen nach § 4 Nr. 22b 
UStG umsatzsteuerbefreit, ohne dass es auf ein bestimmtes sportliches 
Leistungsniveau ankommt. Es muss sich hier auch nicht um Sportvereine 
handeln, also Vereine mit entsprechendem Satzungszweck.

Die Erziehung von Kindern und Jugendlichen ist bei gemeinnützigen Verei-
nen vielfach nach § 4 Nr. 23a UStG umsatzsteuerbefreit. In der Regel erfüllen 
gemeinnützige Anbieter die Voraussetzung dieser Regelung: Sie sind Ein-
richtung die „keine systematische Gewinnerzielung anstreben“. Meist ist – so 
die zweite Anforderung – ihre Zielsetzung auch mit der einer Einrichtung des 
öffentlichen Rechts vergleichbar. Auch wenn keine dieser Steuerbefreiungen 
greift, sind die einschlägigen Angebote aber regelmäßig nach § 12 Abs. 2  
Nr. 8a UStG nur mit sieben Prozent besteuert.

FAZIT  |  Die Anforderungen, die das BMF stellt, entsprechen im Wesentlichen 
den Kriterien, die die Rechtsprechung aufgestellt hat, ohne sie weiter zu ver-
schärfen. Das als „Informationsblatt“ für Unternehmen bezeichnete Schreiben 
des BMF stellt klar, was schon bisher galt. Für Bildungseinrichtungen liefert es 
hilfreiche Kriterien für eine eventuelle Auseinandersetzung mit dem Finanzamt.

Lehrkraft muss 
keinen formellen 
Abschluss vorweisen

Sportkurse gemein-
nütziger Vereine sind 
nach § 4 Nr. 22b 
UStG steuerbefreit ...

... und die Erziehung 
von Kindern und 
Jugendlichen nach  
§ 4 Nr. 23a UStG 
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UMSATZSTEUER

Musterprozess beim BFH: Sind Spenden für 
allgemein zugängliche Leistungen steuerbar?

|  Viele gemeinnützige Einrichtungen veröffentlichen über ihre digitalen  
Kanäle Fachinformationen (z. B. zu Gesundheits- oder Verbraucherschutzthe-
men) und bitten um Spenden, um solche Angebote dauerhaft finanzieren zu 
können. Der Bundesfinanzhof (BFH) muss sich jetzt mit der Frage befassen, 
ob daraus umsatzsteuerliche Folgen für die gemeinnützige Einrichtung ent-
stehen. Das FG Berlin-Brandenburg hat das in der Vorinstanz verneint.  |

Um diesen Fall ging es beim FG Berlin-Brandenburg
Im konkreten Fall ging es um einen Internet-Blog, der von unabhängigen und 
freien Journalisten betrieben, und von Lesern und Sympathisanten mit Spenden 
und Sponsorengeldern unterstützt worden war. Die Blogger riefen die Besucher 
dabei über den Blog auf, eine Patenschaft über einen bestimmten Betrag jähr-
lich zu übernehmen oder einen frei wählbaren Betrag zu spenden. Der Blog 
war für alle Besucher kostenlos nutzbar.

Finanzamt beurteilt Patenschaften als umsatzsteuerbar
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, die vereinnahmten Spenden und  
Patenschaften seien keine echten, nicht steuerbaren Zuwendungen, weil 

	� der Zuwendungsempfänger nicht steuerbegünstigt gewesen sei, und 
	� die Zuwendenden für ihre Leistung eine Gegenleistung (Nutzung der jour-
nalistischen Produkte) erhalten hatten. 

Deswegen sei davon auszugehen, dass die Sympathisanten vorwiegend spen-
deten, um die Leistungen weiterhin erhalten zu können. Die Zuwendungen 
seien also an Leistungen geknüpft und damit umsatzsteuerbar. Dass diese 
als Spenden oder Patenschaften bezeichnet worden seien und nicht von allen 
Lesern erhoben würden, sei unerheblich. Auf das Verhältnis von Leistung 
oder Gegenleistung komme es dabei nicht an.

FG Berlin verneint Umsatzsteuerbarkeit
Das FG gab den Bloggern in vollem Umfang recht. Die Spenden und Paten-
schaften waren keine steuerbaren Umsätze, weil keine besondere Leistung 
an die Zuwendungsgeber vorgelegen habe (FG Berlin-Brandenburg, Urteil 
vom 25.04.2025, Az. 2 K 2085/21, Abruf-Nr. 251296).

Wann liegt eine entgeltliche Leistung vor? 
Das FG hat dabei zunächst die allgemeinen Kriterien für das Vorliegen einer 
entgeltlichen Leistung dargestellt:

	� Zwischen der Leistung und einem erhaltenen Gegenwert muss ein unmit-
telbarer Zusammenhang bestehen.

Internet-Blog wird  
v. a. über Spenden 
finanziert

Zuwendende sollen 
laut Fiskus konkrete 
Gegenleistung 
erhalten haben

Spenden und Paten- 
schaften waren keine 
steuerbaren 
Umsätze

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/251296
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	� Dieser unmittelbare Zusammenhang muss sich aus einem zwischen dem 
Leistenden und dem Leistungsempfänger bestehenden Rechtsverhältnis 
ergeben, in dessen Rahmen die Leistungen ausgetauscht werden, wobei 
die Vergütung den Gegenwert für die Leistung bildet.

	� Der Leistungsempfänger muss identifizierbar sein.

	� Der Leistungsempfänger muss einen Vorteil erhalten, der einen Kosten-
faktor in seiner Tätigkeit bilden könnte und damit zu einem Verbrauch im 
Sinne des gemeinsamen Mehrwertsteuerrechts führt.

Bei einem gegenseitigen Vertrag sind die Voraussetzungen für eine entgeltli-
che Leistung regelmäßig erfüllt. Bei Leistungen, zu deren Ausführungen sich 
die Vertragsparteien verpflichtet haben, liegt auch der erforderliche Leis-
tungsverbrauch grundsätzlich vor.

Warum für das FG kein Leistungsaustausch vorlag
Nach diesen Kriterien kam das FG zum Ergebnis, dass kein Leistungstausch 
vorlag. Es handelte sich bei den Spenden und Patenschaften lediglich um 
eine besondere Art der Finanzierung der Angebote.

Das FG hat insbesondere klargestellt, dass zwischen den Spendern oder Pa-
ten und den Betreibern des Blogs kein gegenseitiger Vertrag bestand. Weder 
erbrachten die Blogger gegenüber den Spendern oder Paten eine konkreti-
sierbare Leistung noch erhielten diese einen bestimmbaren Gegenwert oder 
Vorteil als Gegenleistung für die Zuwendungen.

Auch eine Entgeltauffüllung durch die Zuwendungen zu Gunsten Dritter 
schied hier aus, weil der Besuch des Blogs für alle Nutzer unentgeltlich war. 
Außerdem fehlte es an einem identifizierbaren Leistungsempfänger für die 
Nutzung des Autorenblogs, da die Besucher nicht registriert wurden und 
nicht feststellbar war, ob gerade ein Spender oder Pate oder aber ein anderer 
Nutzer den Blog besuchte.

Zwar können – so das FG – auch bewusst freiwillige Zahlungen eine Gegen-
leistung darstellen, wenn diese mit einer Leistung des Zuwendungsempfän-
gers innerlich verknüpft sind. Die Blogger erbrachten für die Spenden und 
Patenschaften jedoch keine besondere Leistung, weder an die Zuwendenden 
noch an Dritte. Diese erhielten keinen Vorteil, weil sie unabhängig von den 
Zuwendungen den Autorenblog nutzen durften. Es fehlte deswegen eine in-
nere Verknüpfung zwischen den Zuwendungen und einer besonderen Leis-
tung der Blogger.

Es gab nämlich keine entsprechende Interaktion zwischen Spendern und Paten 
sowie dem Betreiber der Website. Die Blogger wussten nicht, wer wann und in 
welcher Höhe Zuwendungen geleistet hatte. Es war noch nicht einmal feststell-
bar, in welchem Umfang die Spender oder Paten überhaupt den Autorenblog 
besucht und die redaktionellen Inhalte wahrgenommen hatten. Die Spender 
oder Paten waren deshalb keine identifizierbaren Leistungsempfänger.

FG konnte kein 
Leistungsaustausch-
Verhältnis erkennen

Patenschaften und 
Spenden waren 
eigene Art der ...

... Finanzierung des 
publizistischen 
Angebots

Blogger erbrachten 
an Zuwendende 
keine besondere 
Leistung

Den Bloggern  
waren die Identitäten 
der Zuwendenden 
nicht bekannt
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Auch einer freiwilligen und nicht zweckbestimmten Zuwendung liegt eine in-
nere Motivation zugrunde. Mangels weiterer Anhaltspunkte hatten die Spen-
der oder Paten mit den bedingungslosen Zuwendungen feststellbar aus per-
sönlichen Motiven beabsichtigt, den Autorenblog allgemein zu fördern und 
den Bloggern zu ermöglichen, die Meinungsvielfalt journalistischer Inhalte 
zu erweitern. Die habe ein allgemeines Interesse der Zuwendenden darge-
stellt und war nicht Gegenwert für eine konkrete Leistung der Blogger. 

Wie entscheidet der BFH in letzter Instanz? 
Die Entscheidung des FG Berlin-Brandenburg ist nicht rechtskräftig gewor-
den. Der BFH hat nämlich auf die Beschwerde der Finanzverwaltung hin, die 
Revision zugelassen (BFH, Beschluss vom 19.05.2025, Az. V B 25/24, Abruf-Nr. 
248719). Das Revisionsverfahren trägt beim BFH das Az. V R 10/25. VB hält Sie 
über die weitere Entwicklung auf dem Laufenden. 

Ist für die Paten ein Spendenabzug möglich?
Mit der Frage, ob für solche Patenschaftszahlungen auch der Spendenabzug 
möglich ist, hat sich das Gericht nicht beschäftigt, weil der Zuwendungsemp-
fänger nicht gemeinnützig war. 

Grundsätzlich spricht aber nichts dagegen, in Zusammenhang mit Leistun-
gen um Spenden zu bitten, solange die Leistung auch dann zugänglich ist, 
wenn keine Spende erfolgt.

Eine Entgeltlichkeit wäre nur anzunehmen, wenn „freiwillige” Spenden in un-
mittelbarem zeitlichem Zusammenhang im Anschluss an eine Dienstleistung 
oder einen Vereinsbeitritt in einer großen Anzahl von Fällen erfolgen und 
Nichtspendern die Dienstleistung der Mitgliedschaft anschließend wieder 
entzogen würde (vgl. BFH, Urteil vom 13.12.1978, Az. I R 64/77). Das FG Hessen 
hat sogar entschieden, dass auch ein „moralischer Druck“ allein nicht aus-
reicht, die Freiwilligkeit der Spende zu verneinen (FG Hessen, Urteil vom 
12.09.2005, Az. 6 K 3097/00, Abruf-Nr. 220020).

 ↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE 

•	Beitrag „Spende steht in zeitlichem Zusammenhang mit (Gegen-)Leistung: Ist es noch 
eine Spende?“, VB 10/2023, Seite 10 → Abruf-Nr. 49720474

•	Beitrag „BFH nimmt Stellung: Wie konkret darf die Zweckbindung einer Spende sein?“, 
VB 10/2021, Seite 4 → Abruf-Nr. 47686930 

Zuwendende wollten 
Meinungsvielfalt 
journalistischer 
Inhalte erweitern

Musterprozess trägt 
das Az. V R 10/25

FG musste sich mit 
der Spendenabzugs-
frage nicht befassen

Rechtsprechung hat 
Spendenabzug schon 
bejaht

SIEHE AUCH
Mehr zum Thema auf 

iww.de/vb

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/248719
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/220020
https://www.iww.de/vb/spendenrecht/spenden-spende-steht-in-zeitlichem-zusammenhang-mit-gegen-leistung-ist-es-noch-eine-spende-b155967
https://www.iww.de/vb/spendenrecht/spenden-bfh-nimmt-stellung-wie-konkret-darf-die-zweckbindung-einer-spende-sein-b140691


Steuergestaltung

10

VB

12-2025� VB 
VereinsBrief

SPENDENRECHT

FG Münster: Ist für selbst erbrachte Leistungen 
ein Spendenabzug möglich?

|  Gemeinnützige Einrichtungen beziehen Leistungen nicht selten aus dem 
Kreis von Mitgliedern oder Gesellschaftern. Das FG Münster hat sich jetzt 
mit der Frage befasst, ob ein Spendenabzug möglich ist, wenn die Mitglie-
der die dafür erforderlichen Mittel zuvor spenden. Und die erfreuliche Ant-
wort lautet „Ja“.  |

Um dieses Spendenkonstrukt ging es beim FG Münster
Der Fall betraf eine gGmbH mit dem Satzungszweck der Förderung von Kunst 
und Kultur. Ihr Alleingesellschafter vermietete an sie Räumlichkeiten zum 
Betrieb eines Museums. Vereinbart war eine monatliche Gesamtmiete sowie 
Heiz- und Betriebskostenvorauszahlungen. Der Gesellschafter verpflichtete 
sich in einer Patronatserklärung, die gGmbH finanziell so auszustatten, dass 
sie alle Verpflichtungen aus dem Mietvertrag erfüllen konnte, und legte dabei 
einen entsprechenden Mindestspendenbetrag fest.

Darum versagte das Finanzamt den Spendenabzug 
Das Finanzamt verweigerte den Spendenabzug für die an die GmbH geleiste-
ten Spenden, soweit sie auf die Übernahme der Miete entfielen. Nach seiner 
Auffassung fehlte es an der Unentgeltlichkeit der Spenden i. S. v. § 10b Abs. 1 
EStG. Dazu müsse nämlich die Spendenmotivation im Vordergrund stehen;  
die Zuwendung müsse um der Sache willen ohne die Erwartung eines beson-
deren Vorteils gegeben werden. 

Die Zahlungen seien aber gerade nicht aus altruistischen Gründen geleistet 
worden, sondern insbesondere auch zur Vermögensausstattung der gGmbH, 
die diese in die Lage versetzte, die Mietverpflichtungen gegenüber dem Al-
leingesellschafter erfüllen zu können. Damit sei die Zahlung nicht lediglich 
auf die Förderung des Allgemeinwohls gerichtet, sondern zu einem erhebli-
chen Teil auch auf die Erfüllung des mit dem Steuerzahler selbst abgeschlos-
senen Mietvertrags.

Darum bejahte das FG den Spendenabzug
Dagegen klagte der Gesellschafter und bekam Recht. Bei den an die gGmbH 
geleisteten Zahlungen handelte es sich um Spenden im Sinne des § 10b Abs. 1 
S. 1 EStG. Sie wurden freiwillig und unentgeltlich geleistet. Auch der für eine 
Spende erforderliche Vermögensabfluss war erfolgt (FG Münster, Urteil vom 
02.09.2025, Az. 1 K 102/23 E, Abruf-Nr. 251206).

Das Kriterium „Freiwilligkeit“
Der Gesellschafter – so das FG – hatte die Zahlungen freiwillig geleistet; auch 
soweit sie auf die Mietzahlungen entfielen. Ein Handeln ist insbesondere 
dann freiwillig, wenn man dazu rechtlich nicht verpflichtet ist. Das gleiche 

Gesellschafter und 
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gGmbH verpflichtet 
sich zu Spenden ...

... an die gGmbH für 
deren Mietzahlungen 
an ihn und stößt auf 
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Unentgeltlichkeit
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Zahlungen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/251206
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gilt, wenn eine rechtliche Verpflichtung freiwillig eingegangen wurde. Das 
war hier der Fall: Der Gesellschafter war die in der Patronatserklärung nie-
dergeschriebene Verpflichtung freiwillig eingegangen, der gGmbH monatlich 
einen bestimmten Mindestbetrag zu spenden. Er hatte sowohl Einfluss dar-
auf, ob er überhaupt eine entsprechende Verpflichtung einging, als auch auf 
den Inhalt dieser Verpflichtung.

Etwas anderes ergab sich auch nicht daraus, dass die Verpflichtung dazu die-
nen sollte, die gGmbH finanziell so auszustatten, dass sie die aus dem mit 
dem Gesellschafter geschlossenen Mietvertrag resultierenden Verpflichtun-
gen stets erfüllen konnte. Denn dieser Aspekt – so das Gericht – betrifft ge-
rade nicht die Frage der Freiwilligkeit, sondern das – davon systematisch zu 
trennende – Tatbestandsmerkmal des Fehlens einer Gegenleistung.

Eine dabei evtl. fehlende Selbstlosigkeit i. S. v. § 55 AO ist nicht auf Ebene des 
Gesellschafters, sondern auf Ebene der Gesellschaft zu prüfen.

Das Kriterium „Unentgeltlichkeit“
Das FG war auch der Auffassung, dass die Zahlungen des Gesellschafters 
unentgeltlich, d. h. ohne Gegenleistung der gGmbH, getätigt wurden. Der mit 
der gGmbH geschlossene Mietvertrag war steuerlich anzuerkennen. Er war 
zivilrechtlich wirksam abgeschlossen und auch tatsächlich durchgeführt 
worden. Die Miete war auch „fremdüblich“. Es lag also keine verdeckte Ge-
winnausschüttung vor.

Dass die gGmbH ihre Zahlungsverpflichtungen aus dem Mietvertrag ohne die 
Spenden nicht hätte erfüllen können, sprach nach Auffassung des FG nicht 
gegen die Fremdüblichkeit. Denn es ist ja gerade typisch für gemeinnützige 
Körperschaften, dass sie auf Spenden angewiesen sind. Auch ein fremder 
Dritter hätte einen Mietvertrag zu den vorliegenden Konditionen mit der 
gGmbH abgeschlossen.

Das Kriterium „Vermögensabfluss“
Das Finanzamt hatte die Auffassung vertreten, dass der Mietvertrag nicht  
tatsächlich durchgeführt wurde, weil der Gesellschafter der gGmbH als Mie-
terin entweder die Miete im Nachhinein zurückerstattet oder bereits im Vor-
hinein überwiesen hatte. Die Miete war also nicht endgültig in das Vermögen 
des Vermieters übergegangen. Das hielt das FG für unzutreffend. Die Zahlun-
gen von der gGmbH an den Gesellschafter einerseits und des Gesellschafters 
an die gGmbH andererseits beruhten nämlich auf verschiedenen vertrag-
lichen Verpflichtungen, die getrennt voneinander zu betrachten sind.

Die gGmbH hatte mit der Zahlung der Miete ihre Verpflichtung aus dem Miet-
vertrag erfüllt. Der Gesellschafter war mit der Zahlung monatlicher Beträge 
in derselben Höhe an die gGmbH seiner freiwillig eingegangenen Verpflich-
tung aus der Patronatserklärung nachgekommen. Es sprach auch nicht für 
eine fehlende Durchführung des Mietvertrags, dass die gGmbH wirtschaftlich 
zu keinem Zeitpunkt in der Lage gewesen war, die Miete aus ihren Eintritts-
geldern aufzubringen. Ob die gGmbH diese Zahlungen nur aufgrund der vom 
Gesellschafter erhaltenen Zahlungen leisten konnte, ist keine Frage der tat-
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sächlichen Durchführung, sondern eine der Fremdüblichkeit des Mietver-
trags.

Die Spenden waren auch nicht deshalb entgeltlich, weil die Liquidität des Ge-
sellschafters durch die von der gGmbH erhaltenen Mietzahlungen im Ergeb-
nis unverändert geblieben war. Er hatte der gGmbH die Beträge zunächst 
ohne Auflage, was eine bestimmte Verwendung o. Ä. betraf, zugewendet. Da-
durch waren sie in das Vermögen der gGmbH zu deren freier Verwendung 
gelangt. Dann seien die Beträge monatlich durch die Mietzahlungen der 
gGmbH wieder ins Vermögen des Gesellschafters gelangt. Diese beiden Vor-
gänge müssten getrennt voneinander betrachtet werden. Es sei deswegen 
nicht richtig, dass er nicht endgültig wirtschaftlich belastet war.

Es lag hier nach Auffassung des Gerichts auch kein Missbrauch rechtlicher 
Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne des § 42 AO vor.

Keine verdeckte Einlage
Die geleisteten Zahlungen waren auch nicht als verdeckte Einlagen in die 
gGmbH durch ihren Alleingesellschafter zu bewerten. Eine verdeckte Einlage 
– so das FG – ist die Zuwendung eines bilanzierbaren Vermögensvorteils aus 
gesellschaftsrechtlichen Gründen ohne Entgelt in Gestalt von Gesellschafts-
rechten. Ob es sich bei einer Zuwendung um eine verdeckte Einlage oder um 
eine Spende handelt, ist anhand einer Veranlassungsprüfung in Form eines 
Fremdvergleichs festzustellen, der im gerichtlichen Verfahren anhand aller 
Umstände des Einzelfalls vorzunehmen ist. Eine Veranlassung durch das Ge-
sellschaftsverhältnis liegt demnach vor, wenn und soweit ein Nichtgesell-
schafter bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Kaufmanns der Gesellschaft den Vermögensvorteil nicht eingeräumt hätte.

Nach Überzeugung des FG erfolgten die Zahlungen aber freiwillig und ohne 
Gegenleistung zur Förderung der von der gGmbH verfolgten steuerbegüns-
tigten Zwecke. Eine gemeinnützige Körperschaft ist zur Erreichung ihrer 
steuerbegünstigten Zwecke, gerade auch, was laufende Zahlungen, etwa für 
die Anmietung passender Räumlichkeiten angeht, auf Spenden angewiesen. 
Die entsprechenden Zahlungen waren auch nicht mit einer Verwendungsbe-
stimmung versehen worden. Die gGmbH musste sie also nicht für die zu leis-
tenden Mietzahlungen verwenden, sondern konnte sie in den Grenzen des  
§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO auch anderweitig ausgeben.

Außerdem war aufgrund der Restriktionen des Gemeinnützigkeitsrechts eine 
Rückgabe der erhaltenen Zahlungen (etwa in Form einer Einlagenrückge-
währ bei Auflösung der Gesellschaft) oder eine Ausschüttung laufender  
Erträge an den Gesellschafter als Gesellschafter nicht möglich. Ebenso we-
nig führten die Zahlungen zu einer Werterhöhung der Anteile.

Wichtig  |  Leistungen aus dem privaten Vermögen können in der Regel auch 
unentgeltlich erbracht werden, weil hier keine steuerlichen Folgen entste-
hen. Anders, wenn die Leistungen aus einem Betrieb heraus erbracht  
werden. Dann liegt eine unentgeltliche Wertabgabe vor, die wie ein Umsatz 
besteuert wird. Hier ermöglicht der Spendenabzug eine weitgehende  
Kompensation der steuerlichen Folgen.
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ARBEITSRECHT

LAG Köln: Schiedsrichterassistenten sind  
Arbeitnehmer (und keine Selbstständigen)

|  Der Vertrag zwischen einem Schiedsrichterassistenten und der DFB S 
GmbH über den Einsatz des Assistenten in der dritten Profiliga begründet 
ein Arbeitsverhältnis. Das entschied das Landesarbeitsgericht (LAG) Köln 
in einem Verfahren über das Vorliegen einer Altersdiskriminierung.  
Die Entscheidung ist über den Fall der Schiedsrichtertätigkeit hinaus von 
Bedeutung, weil sich das LAG mit der rechtlichen Einordnung von Rahmen-
verträgen beschäftigt hat, wie sie bei freiberuflichen Tätigkeiten häufig  
abgeschlossen werden.  |

Der Fall: War Schiri-Assistent „alterdiskriminiert“ worden?
Geklagt hatte ein Schiedsrichterassistent, der nicht in die Schiedsrichterliste 
der dritten Liga aufgenommen worden war. Laut Vertrag mit dem DFB sollte 
kein Arbeitsverhältnis begründet werden. Im Vertrag schlug sich das u. a. 
darin nieder, dass die Schiedsrichter nicht zur Übernahme von Spielleitungen 
verpflichtet waren. Umgekehrt bestand kein Anspruch des Schiedsrichters 
auf die Ansetzung von Spielleitungen.

Der Schiedsrichterassistent war dagegen der Auffassung, dass er als 
Schiedsrichterassistent der dritten Liga und vierter Offizieller die Tätigkeit 
nicht mehr ehrenamtlich, sondern als Arbeitnehmer ausgeübt hatte. An-
sprüche wegen einer Altersdiskriminierung konnte er aber nur im Rahmen 
eines Arbeitsverhältnisses durchsetzen. Deswegen wurde die Frage gericht-
lich verhandelt, ob ein Arbeitsverhältnis vorlag.

So entschied das LAG Köln
Das LAG bestätigte diese Auffassung. Dabei ging es zunächst um die Frage 
der Gerichtzuständigkeit, weil für Rechtstreitigkeiten zwischen selbstständi-
gen Auftragnehmern und deren Auftraggebern die allgemeinen Zivilgerichte 
zuständig sind. Anhand der von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien 
bewertete das LAG die Tätigkeit als Arbeitsverhältnis (LAG Köln, Urteil vom 
16.06.2025, Az. 5 Ta 58/25, Abruf-Nr. 249210).

Weisungsbindung
Typisch für ein Arbeitsverhältnis ist die Weisungsbindung des Arbeitneh-
mers. Weisungsgebunden ist, wer seine Tätigkeit nicht im Wesentlichen frei 
gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Dabei kann der Arbeitgeber 
Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit bestimmen.

	� Zwar kann eine Weisungsgebundenheit auch außerhalb eines Arbeitsver-
hältnisses bestehen. Die Anweisung gegenüber einem Selbstständigen ist 
aber typischerweise sachbezogen und ergebnisorientiert und damit auf die 
zu erbringende Dienst- oder Werkleistung ausgerichtet. 
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Im Unterschied dazu ist das arbeitsvertragliche Weisungsrecht personenbe-
zogen und ablauforientiert.

Wichtig  |  Diese Weisungsbindung ist auch ein wesentliches Kriterium für 
den sozialversicherungsrechtlichen Status. Hier kommt aber noch die Ein-
gliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers hinzu (§ 7 SGB IV). 

Um dies im Einzelfall zu prüfen, wird zunächst der Vertrag zugrunde gelegt. 
Ergibt sich daraus eine selbstständige Tätigkeit, muss geprüft werden, ob die 
tatsächliche Durchführung des Vertrags von den Vertragsbestimmungen ab-
weicht. Durch vertragliche Regelungen kann ein Arbeitsverhältnis nämlich 
nicht abbedungen werden (§ 611a Abs. 1 S. 6 BGB).

Einzeleinsätze und Rahmenvertrag
Arbeitnehmer – so LAG – ist, wer aufgrund eines privatrechtlichen Vertrags 
im Dienste eines anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimm-
ter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist. Das gilt auch, wenn 
mehrere Verträge bestehen. Grundsätzlich ist dabei jedes Vertragsverhältnis 
für sich zu betrachten. 

Reiht sich eine Vielzahl von Einsätzen aneinander, die jeweils gesondert ver-
einbart wurden, ist der dienstverpflichtete Arbeitnehmer, wenn die übrigen 
Merkmale vorliegen, die ein Arbeitsverhältnis kennzeichnen. Dabei kann eine 
„rechtliche Verklammerung“ bestehen, die aus den einzelnen Vereinbarun-
gen ein einheitliches Arbeitsverhältnis entstehen lässt. Grundsätzlich erfüllt 
eine Rahmenvereinbarung, die dem Auftragnehmer zubilligt, frei über die 
Annahme künftiger Einzelverträge zu entscheiden, nicht die Anforderungen 
eines Arbeitsvertrags. 

Anders – so das LAG – verhält es sich, wenn einer Partei ein Weisungsrecht 
zusteht, die es ihr erlaubt, die zu erbringende Leistung einseitig und für die 
andere Partei verbindlich festzulegen. Erfolgt die Ausführung der übernom-
menen Aufträge im bereits begründeten Rechtsverhältnis, ohne dass der 
Auftragnehmer noch über nennenswerte Entscheidungsspielräume verfüg-
te, spricht das für ein Arbeitsverhältnis. Das gilt insbesondere dann, wenn der 
Auftraggeber in der Lage ist, Art und Umfang der Beschäftigung maßgeblich zu 
steuern, und dadurch über eine Planungssicherheit verfügt, wie sie bei einem 
Einsatz eigener Arbeitnehmer typisch ist.

Eine langfristige und kontinuierliche Zusammenarbeit führt aber für sich ge-
sehen noch nicht zu einer arbeitnehmertypischen persönlichen Abhängigkeit. 
Der Auftraggeber muss für die Annahme eines Arbeitsverhältnisses vielmehr 
organisatorische Maßnahmen ergriffen haben, durch die der Beschäftigte an-
gehalten wird, kontinuierlich Arbeitsaufträge anzunehmen und diese in einem 
bestimmten Zeitrahmen nach präzisen Vorgaben persönlich zu erledigen.

Wichtig  |  Vor diesem rechtlichen Hintergrund kam das LAG zu der Auffas-
sung, dass der Schiedsrichterassistent in einem Arbeitsverhältnis stand. 
Zwar sah der Mustervertrag für beide Seiten keine unmittelbaren Verpflich-
tungen vor. Er wurde aber in der Absicht geschlossen, dass der Schiedsrich-
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terassistent vom Verband tatsächlich eingesetzt wird und Spielleitungen 
auch tatsächlich durchführt. Wäre es anders – so das LAG –, wäre der Vertrag 
sinnlos.

Zudem hatten beide Seiten ein erhebliches Interesse daran, den Vertrag wie 
vorgesehen tatsächlich auch umzusetzen. Der Verband konnte die Durchfüh-
rung der Spiele in den Profiligen nur gewährleisten, wenn er über eine aus-
reichende Anzahl an qualifizierten Schiedsrichtern verfügte, die einsatzbereit 
waren.

Diese Kriterien gaben für ein Arbeitsverhältnis den Ausschlag
Für die Gesamtbewertung bezog das LAG neben dem Vertrag die Schieds-
richterordnung (SchO) des DFB mit in die Betrachtung ein. Sie lieferte ge-
wichtige Kriterien, die für ein Arbeitsverhältnis sprachen:

	� Die Schiedsrichter sind verpflichtet, Lehrgänge zu besuchen und sich 
durch sportliches Training fitzuhalten. Damit werden dem Schiedsrichter 
Pflichten auferlegt, die bis in seine private Lebensgestaltung reichen.

	� Die Schiedsrichter müssen vorgegebene Kleidung tragen.

	� Die SchO sieht Ahndungsbefugnisse gegenüber Schiedsrichtern für Fälle 
vor, in denen sich der Schiedsrichter eigentlich vertragsgerecht verhält,  
d. h. bestimmte Aufträge nicht annimmt.

	� Die Schiedsrichterausschüsse haben die Möglichkeit, eine befristete 
Nichtansetzung oder sogar die Streichung von der Schiedsrichterliste an-
zuordnen.

	� Die Schiedsrichter müssen begründen, warum sie an Lehrgängen nicht 
teilnehmen können.

	� Der Verband kann auf die Einteilungen des Schiedsrichters verzichten,  
ohne das ihm gegenüber begründen zu müssen.

	� Die Schiedsrichter müssen ihre Leistung höchstpersönlich erbringen.

	� Der Verband hat eine Monopolstellung. Die Schiedsrichter können ihre Tä-
tigkeit nur ausüben, wenn sie einen Vertrag mit dem Verband schließen. 
Andere Anbieter gibt es in diesem Bereich nicht.

Entscheidend für ein Arbeitsverhältnis sprach nach Auffassung des Gerichts, 
dass die im Rahmenvertrag vorgesehene freie Entscheidung des Schieds-
richters, ob er überhaupt als Schiedsrichter tätig wird, nur scheinbar be-
stand. Die vermeintliche Entscheidungsfreiheit des Schiedsrichters wurde 
durch die genannten Bestimmungen der Schiedsordnung derart weitgehend 
eingeschränkt, dass aus ihr eine Verpflichtung für die Schiedsrichter folgt, 
zugewiesene Einsätze tatsächlich wahrzunehmen. Damit ist der für ein Ar-
beitsverhältnis notwendiger Grad der persönlichen Abhängigkeit erreicht.
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Wichtig  |  Rahmenverträge mit selbstständig Tätigen sind weit verbreitet. 
Sie ermöglichen eine Verwaltungsvereinfachung, weil nicht für jeden Einzel-
auftrag ein neuer Vertrag geschlossen werden muss. Wie der vorliegende 
Fall zeigt, ist diese Vertragsform aber nicht per se ein Indiz für eine selbst-
ständige Tätigkeit. Grundsätzlich werden nämlich die einzelnen Einsätze  
betrachtet. Bei solchen Vertragsgestaltungen kommt es für die Frage der 
Versicherungspflicht grundsätzlich jeweils auf die Verhältnisse während der 
Ausführung der Einzelaufträge an (vgl. BSG, Urteil vom 04.06.2019, Az. B 12 R 
11/18 R). Erst mit der Annahme des jeweiligen Einzelauftrags entsteht also 
eine rechtliche Verpflichtung des Auftragnehmers. Das hat das Sozialgericht 
Mainz jüngst auch bezüglich der sozialversicherungsrechtlichen Bewertung 
bestätigt (SG Main, Urteil vom 28.03.2025, Az. S 2 BA 24/22).

Diese Kriterien entfalteten keine Wirkung
Eine Reihe weiterer Kriterien, die der Verband vorgetragen hatte, hielt das 
LAG dagegen für nicht ausschlaggebend:

	� Gegen ein Arbeitsverhältnis sprach die in dem Vertrag vorgesehene Frei-
willigkeit. Die Freiwilligkeit besteht allerdings nur in der rechtlichen Mög-
lichkeit, Spieleinsätze abzulehnen. Das konnte aber als Verstoß gegen die 
Schiedsordnung des DFB eingestuft werden. Angesichts dieser Bestim-
mungen konnte nach Auffassung des Gerichts eine Freiwilligkeit nicht  
angenommen werden.

	� Dass dem Schiedsrichter Ort und Zeit seiner Tätigkeit vorgegeben wird, 
spricht weder für noch gegen die Annahme eines Arbeitsverhältnisses. Es 
ergibt sich aus der „Natur” der Tätigkeit, dass der Schiedsrichter spätes-
tens zur Anstoßzeit an dem festgelegten Ort anwesend sein muss.

	� Keine Rolle spielt, dass es sich regelmäßig um eine Nebentätigkeit han-
delt, die zusätzlich zum Hauptberuf ausgeübt wird. Eine Nebentätigkeit 
kann als Arbeitnehmer und als Selbstständiger ausgeübt werden.

	� Dass der Schiedsrichter fachlichen Weisungen des Verbands unterliegt, ist 
ebenfalls nicht von ausschlaggebender Bedeutung. Fachliche Weisungen 
können sowohl gegenüber Arbeitnehmern als auch gegenüber Selbststän-
digen erfolgen. Die Verpflichtung, an Schulungen teilzunehmen, kann im 
Rahmen der Vertragsfreiheit sowohl gegenüber Arbeitnehmern als auch 
gegenüber Selbstständigen begründet werden.

	� Ebenfalls nicht relevant ist, dass die Schiedsrichter keine Möglichkeit  
haben, unternehmerische Chancen und Risiken wahrzunehmen. Das kann 
allenfalls zu einer wirtschaftlichen Abhängigkeit führen.

Wichtig  |  Der letzte Punkt spielt dagegen bei der sozialversicherungsrecht-
lichen Bewertung eine entscheidende Rolle. Es ist also davon auszugehen, 
dass auch in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht eine abhängige Be-
schäftigung vorlag. Bei der Einordnung des sozialversicherungsrechtlichen 
Status wird aber neben der Weisungsbindung auch die Eingliederung in die 
Organisation des Arbeitgebers einbezogen.
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SOZIALVERSICHERUNG

SG Mainz: Berufsringer sind nicht selbstständig

|  Ein Ringer, der in der Bundesliga für einen Verein kämpft, dem er selbst 
angehört, und dafür pro Kampf bezahlt wird, ist abhängig beschäftigt. Das 
hat das Sozialgericht (SG) Mainz im Fall eines Sportlers entschieden, der für 
einen Ringerverein in der Bundesliga angetreten war. Der Verein war der 
Meinung, der Ringer sei selbstständig.  |

So kam das SG zu seiner Entscheidung
Das SG hatte sich die vertragliche Vereinbarung und deren Durchführung an-
geschaut und kam zum Ergebnis, dass keine selbstständige Tätigkeit vorlag 
(SG Mainz, Urteil vom 28.03.2025, Az. S 2 BA 24/22, Abruf-Nr. 249345).

Keine Tätigkeit aus bloß mitgliedschaftlicher Verpflichtung
Das SG hat zunächst festgestellt, dass der Ringer nicht allein aufgrund seiner 
mitgliedschaftlichen Beziehung zum Verein tätig war. Wenn das der Fall ge-
wesen wäre, hätten Zahlungen an ihn im wesentlichen Aufwandsersatz dar-
stellen können. 

Die Vereinbarung mit dem Verein ging aber weit darüber hinaus. Der Ringer 
hatte sich nämlich verpflichtet, bei Wettkämpfen und Meisterschaften anzu-
treten. Dafür erhielt er pro Kampf ein Honorar von 450 Euro zugesagt. Damit 
überschritt die Bezahlung den reinen Aufwand, zumal sie auch mehr als nur 
geringfügig war, wenn mehr als ein Kampf pro Monat absolvieren würde. 

Kriterien für abhängige Beschäftigung überwogen
Nach Auffassung des SG überwogen in der Gesamtbewertung die Indizien für 
eine abhängige Beschäftigung:

	� Der Ringer war an die fachlichen Vorgaben des Vereins hinsichtlich des 
ordnungsgemäßen Ablaufs des Ligabetriebs gebunden.

	� Er war verpflichtet, zu den Kämpfen fit und pünktlich zu erscheinen, was 
auf eine Eingliederung in den sportlichen Geschäftsbetrieb hindeute.

	� Verspätungen und Verhinderungen musste er den Vereinsverantwortlichen 
zeitnah anzeigen. Auch das sei eine eher arbeitnehmertypische Regelung.

	� Er war verpflichtet, die gestellte Sportbekleidung zu tragen und pfleglich 
zu behandeln. Auch das sprach für eine Eingliederung in den Betrieb.

	� Der Trainer bestimmte in Absprache mit den Vereinsverantwortlichen die 
Zusammensetzung der Mannschaft im Ligabetrieb. 

	� Der Vorstand hatte das Recht, sich über Inhalte des Trainings oder den 
Leistungsstand bzw. die Wettkampffähigkeit des Sportlers zu informieren.

	� Der Ringer hatte dem Verein die ausschließliche Berechtigung zur Her-
stellung von Bild- und Tonaufnahmen während der Wettkämpfe einge-
räumt – ohne gesonderte Vergütung.

	� Der Ringer erhielt eine fixe Vergütung sowie eine Einmalzahlung am Sai-
sonende. Eine Punkt- oder Erfolgsprämie sah die Vereinbarung nicht vor. 
Das sprach gegen ein unternehmerisches Risiko. 
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	� Er konnte Wettkampfzusagen nicht ohne Weiteres zurücknehmen, ohne 
das gesamte Wettkampfergebnis des Vereins zu gefährden. Ort, Zeit, Dau-
er und Art seiner Tätigkeit konnte er damit nicht mehr selbst bestimmen.

	� Er musste seine Leistung höchstpersönlich erbringen.
	� Er verfügte nicht über eine eigene Betriebsstätte.

Wenige – für Selbstständigkeit sprechende – Anhaltspunkte
Für eine Selbstständigkeit sprachen nur wenige und schwache Kriterien:

	� Der Ringer musste die Kosten für Verbandsstrafen selbst tragen.
	� Es stand ihm frei, sein Training selbst zu organisieren. Er durfte den Trai-
ningsort frei wählen und sein eigenes Trainingskonzept umsetzen. 

Letzteres wurde aber dadurch relativiert, dass es nach der geschlossenen 
Vereinbarung den Vereinsverantwortlichen gestattet war, sich regelmäßig 
oder bei Bedarf über Inhalte des Trainings, seinen Leistungsstand, die Wett-
kampffähigkeit und sein Gewicht zu informieren.

Rahmenvertrag spielt bei sv-rechtlicher Bewertung keine Rolle
Wichtig ist die Aussage des SG, dass es für die sozialversicherungsrechtliche 
Bewertung keine Rolle spielte, dass lediglich ein Rahmenvertrag abgeschlos-
sen worden war. Bei der Tätigkeit muss auf die Übernahme der jeweiligen 
„Einzelaufträge“ abgestellt werden.

Eine rechtliche Verpflichtung als Ringer entstand nämlich erst mit der An-
nahme der jeweiligen Einzelaufträge. Es spielte also für die Bewertung keine 
Rolle, dass er frei darin war, Aufträge des Vereins, bei einem Wettkampf an-
zutreten, anzunehmen oder aber abzulehnen.

Erst mit der Annahme der Einzelaufträge für die einzelnen Wettkämpfe war 
er verpflichtet, in körperlich einwandfreiem Zustand und pünktlich zum Wett-
kampf anzutreten. Bei derartigen Vertragsgestaltungen kommt es für die 
Frage der Versicherungspflicht grundsätzlich jeweils auf die Verhältnisse 
während der Ausführung der Einzelaufträge an.

Einzelsportler sind nicht regelmäßig selbstständig tätig
Das SG hat auch klargestellt, dass die in der Literatur teilweise vertretene 
Typisierung von Sportarten hinsichtlich der Sozialversicherungspflicht der 
Sportler problematisch ist. Dabei wird insbesondere eine Unterscheidung 
zwischen Mannschafts- und Individualsportlern vorgenommen. Erstere seien 
tendenziell abhängig beschäftigt; Individualsportler dagegen regelmäßig 
selbstständig. Nach Auffassung des SG kommt es aber immer auf die Ver-
hältnisse des Einzelfalls an. 

Verein hat Berufung eingelegt 
Der Verein hat gegen die Entscheidung Berufung beim Landessozialgericht 
(LSG) Rheinland-Pfalz eingelegt. Dessen Aussage könnte größere Breiten-
wirkung entfalten. VB hält Sie in der Sache auf dem Laufenden.
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VEREINSHAFTUNG

Haftet ein Verein für Sachschäden durch seine 
Spieler?

|  Verursachen fremde Mannschaften Schäden an Anlagen, stellt sich die 
Frage, wer dafür in Haftung genommen werden kann. Das Amtsgericht (AG) 
Siegburg hatte einen solchen Fall zu beurteilen und in der Entscheidung die 
mögliche Haftungskasuistik sehr anschaulich dargestellt.  |

Um diesen Fall ging es beim AG Siegburg
Bei einem Fußballspiel der Kreisliga beschädigten Spieler der Gastmann-
schaft eine Tür in einer Umkleidekabine im Stadion des Heimvereins – nach 
seiner Auffassung vorsätzlich. Der Heimverein verklagte den Gastverein auf 
Schadenersatz.

AG sieht weder vertragliche noch gesetzliche Haftung des Vereins
Das AG wies die Klage ab. Es sah keine rechtliche Grundlage für eine Haftung 
des Vereins (AG Siegburg, Urteil vom 01.07.2025, Az. 112 C 10/25, Abruf-Nr. 
251283).

Für eine vertragliche Haftung habe die Grundlage gefehlt, weil zwischen den 
Vereinen weder infolge der Austragung des Ligaspiels noch durch die Benut-
zung der Umkleidekabine vertragliche Beziehungen bestanden. Die Anmel-
dung zum Ligabetrieb liefert keine solche vertragliche Grundlage. Außerdem 
bestünde die zwischen Verband und Verein und nicht zwischen den Vereinen.

Auch die Bereitstellung der Sportanlagen der Heimmannschaft lieferte keine 
solche Grundlage, weil sie allein eine Erfüllung der Verpflichtungen des gast-
gebenden Vereins gegenüber dem Fußballverband darstellt. Auch aus der 
Spielordnung des Fußballverbands konnte sich keine Haftung des Gastver-
eins ergeben. Die schädigende Handlung müsste dazu nämlich in innerem 
sachlichem Zusammenhang stehen mit den Aufgaben, die der Verband dem 
Verein zugewiesen hat. Daran fehlte es hier nach Auffassung der AG. 

Eine Haftung ergab sich auch nicht aus dem Gesetz (§ 823 BGB i. V. m. § 31 
BGB), weil es am Verschulden des Gastvereins fehlte. Er war nicht verpflich-
tet, seine Spieler in der Umkleidekabine zu überwachen, weil er nicht damit 
rechnen musste, dass diese Sachbeschädigungen begehen würden. Auch 
wenn die Spieler als „Verrichtungsgehilfen“ des Gastvereins zu behandeln 
wären, folgt daraus keine Haftung des Vereins. Eine solche Haftung des „Ge-
schäftsherrn“ für die unerlaubten Handlungen würde voraussetzen, dass die 
Spieler in Ausführung der ihm aufgetragenen Verrichtung handelten. Das setzt 
aber einen unmittelbaren inneren Zusammenhang zwischen der aufgetrage-
nen Verrichtung und der schädigenden Handlung voraus, der hier fehlte.

Nur die Spieler haften
Der geschädigte Verein muss seinen Schadenersatzanspruch also gegen-
über den Spielern des Gastvereins geltend machen. Ein Anspruch gegenüber 
dem Verein besteht nicht.
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PRAXISFALL

Mitgliederversammlung: Kann der Verein vom 
satzungsmäßig festgelegten Termin abweichen?

|  Viele Satzungen sehen einen bestimmten Zeitraum für die turnusmäßige 
(„ordentliche“) Mitgliederversammlung vor. Was aber, wenn der nicht ein-
gehalten werden kann? Sind dort gefasste Beschlüsse anfechtbar?  |

F R AG E :  Wir haben in unserer Satzung festgehalten, dass die Mitgliederver-
sammlung „im ersten Quartal eines jeden Jahres stattfinden muss“. Nun hatten 
wir in diesem Jahr das Problem, dass unser Kassierer ausgeschieden ist, sodass 
der Nachfolger den Abschluss erst nach den Sommerferien erstellen konnte. Die 
Kassenprüfer hatten dies für ordnungsgemäß befunden. Die Mitgliederver-
sammlung haben wir Ende Oktober durchgeführt. Nun meldete sich ein Mitglied 
und kündigte an, dass er sämtliche Beschlüsse anfechten werde, da die Mitglie-
derversammlung nicht satzungsgemäß stattgefunden hätte. Kann es das?

A N T WO R T :  Eine Anfechtung wäre nur erfolgreich, wenn tatsächlich ein 
Verfahrensfehler bei der Durchführung der Mitgliederversammlung vorlag.

Gerichtliche Überprüfung
Ein Beschluss einer Mitgliederversammlung müsste gerichtlich angegriffen 
werden. Im Rahmen der Prüfung würde das Gericht die Beschlussfassung 
darauf überprüfen, ob hier ein relevanter Fehler vorlag. Hier wird in Bezug 
auf jeden einzelnen Verfahrensfehler geprüft, ob dieser für die Ausübung der 
Mitwirkungsrechte des einzelnen Mitglieds Auswirkungen hatte (OLG Hamm, 
Urteil vom 01.03.2021, Az. I-8 U 61/20, Abruf-Nr. 222381).

Verschiebung der Versammlung berührt das Mitgliederrecht nicht
Wenn die Mitgliederversammlung nicht, wie es in der Satzung vorgesehen 
ist, „im ersten Quartal“ stattfand, sondern erst im vierten, ist dies grundsätz-
lich für die Ausübung der mitgliedschaftlichen Rechte nicht relevant. Die Mit-
glieder konnten an der Mitgliedersammlung teilnehmen und dort ihre Rechte 
ausüben. Etwas anderes könnte sich nur ergeben, wenn die Mitgliederver-
sammlung auf einen Termin gelegt wird, der für einen überwiegenden Teil 
der Mitglieder nicht wahrgenommen werden kann.

	◼ Beispiel

Der satzungsmäßig vorgeschriebene Termin im ersten Quartal eines Zuchtver-
eins wird auf einen anderen Termin verschoben, zu welchem parallel eine große 
Zuchtausstellung stattfindet, zu welcher eine überwiegende Zahl der Vereinsmit-
glieder erfahrungsgemäß teilnimmt.

Hier läge dann ein relevanter Fehler vor, der die Mitglieder zur Anfechtung 
berechtigen würde. Dieser würde dann auch zur Nichtigkeit der gefassten 
Beschlüsse führen. Passen Sie hier Ihre Satzung an, dass diese nicht eine 
starre Vorgabe zur Durchführung der Mitgliederversammlung vorsieht.
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